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Zusammenfassung 

Muslimische Gemeinden entstanden im europäischen Mittelalter in Folge einer dauerhaften 
muslimischen Herrschaft, zunächst innerhalb der Führungsschicht, dann durch allmähliche 
Konversion autochthoner Bevölkerungskreise. Formen institutionalisierter Konfliktlösung 
stehen mit der Entwicklung des islamischen Juristenrechts und seiner Definition einer 
regulären Kadi-Gerichtsbarkeit sowie der Schlichtung (taḥkīm) in Verbindung. Der Kadi galt als 
vom Herrscher mit der Gerichtsbarkeit im Allgemeinen betraut, andere Richterämter (ḥākim, 
pl. ḥukkām) besaßen polizeiliche oder untersuchungsrichterliche Entscheidungsbefugnisse. Für 
islamische Territorien auf europäischem Boden sind Quellen- und Forschungslage sehr unter-
schiedlich. Der Eintrag behandelt die Gerichtsbarkeit im muslimischen Teil der Iberischen 
Halbinsel, al-Andalus, (711-1492) und im weniger gut dokumentierten Sizilien (827-1086), 
wohingegen für das islamische Malta (870–1090) keine Quellen zur Rechtsgeschichte erhalten 
sind.  

1. Überblick  

Muslimische Gemeinden entstanden im europäischen Mittelalter in Folge einer dauerhaften 
muslimischen Herrschaft, zunächst innerhalb der Führungsschicht, dann durch allmähliche 
Konversion autochthoner Bevölkerungskreise. Formen institutionalisierter Konfliktlösung 
stehen mit der Entwicklung des islamischen Juristenrechts und seiner Definition einer 
regulären Kadi-Gerichtsbarkeit sowie der Schlichtung (taḥkīm) in Verbindung. Der Kadi galt als 
vom Herrscher mit der Gerichtsbarkeit im Allgemeinen betraut, andere Richterämter (ḥākim, 
pl. ḥukkām) besaßen polizeiliche oder untersuchungsrichterliche Entscheidungsbefugnisse. Für 
islamische Territorien auf europäischem Boden sind die Quellen- und Forschungslage sehr 
unterschiedlich. 

1) Die ab dem Jahre 711 eroberte Iberische Halbinsel (al-Andalus) blieb unter ihren 
umayyadischen Herrschern zunächst politisch von den ab 750 die islamische Welt regierenden 
Abbasiden unabhängig, weshalb einige Institutionen dort noch drei Jahrhunderte 
überdauerten. Der Anschluss an die allgemeine Entwicklung des Juristenrechts erfolgte jedoch 
bereits unter Hišām I. im Jahre 786–7 mit dem Wechsel zur mālikitischen Rechtsschule. Deren 
recht gut erforschte lokale Rechtstradition blieb bis zur Kapitulation Granadas 1492 trotz eines 
almohadischen Intermezzos im 12.–13. Jahrhundert dominant.  

2) Dagegen war das zwischen 827 und 1086 in wechselnden Anteilen muslimisch beherrschte 
Sizilien von Anfang an eng mit der frühen mālikitischen Rechtstradition des nordafrikanischen 
Festlands verbunden. Quellen berichten von einigen sizilianischen Kadis, Juristen und 
Rechtsfällen, doch bleibt eine lokale Rechtstradition unerforscht. Diese wurde entweder später 
überdeckt oder war von Anfang an nicht markant genug, um heute noch greifbare Spuren 



eventueller Eigenheiten zu hinterlassen. Allerdings zeugen arabische Rechtsurkunden aus 
normannischer Zeit von islamischer Rechtspraxis auf Sizilien (Nef 2011, S. 570 ff.).  

3) Aus dem zwischen 870–1090 unter islamischer Herrschaft stehenden Malta sind keinerlei 
Quellen zur Rechtsgeschichte erhalten, obwohl die auf einem arabischen Dialekt basierende 
Landessprache auf eine starke kulturelle Durchdringung verweist (Rossi 1987).  

Unberücksichtigt bleibt im Folgenden die in anderen historischen Zusammenhängen stehende 
osmanische Herrschaft über Teile des Balkans ab Mitte des 14. Jahrhunderts.  

 

Gerichtliche Streitschlichtung 

Streitfälle (sing. ḫuṣūma) werden vor den Richter (Kadi, arab. qāḍī) gebracht. Hierbei konnten 
Kläger ihre Ansprüche sowohl einseitig einklagen oder mit der Streitpartei vor Gericht 
erscheinen. Das Kadiamt als Institution islamischen Rechts entwickelte sich während des 
Untersuchungszeitraums trotz eines extremen Rechtskonservatismus gerade auch in Hinsicht 
seiner Bindung an Rechtsregeln und im Beweisrecht (Müller 2018). Das ab dem 9. Jahrhundert 
literarisch fassbare Juristenrecht beschreibt den Kadi-Gerichtsprozess und die Rollen der 
Prozessbeteiligten im Hinblick auf die Beweisgrundlagen eines Urteils (ḥukm). Erkennt der 
Beklagte den Anspruch an, kann der Richter ein entsprechendes Urteil fällen. Leugnet der 
Beklagte den Rechtsanspruch, obliegt dem Kläger der Beweis, zunächst durch Zeugen, die der 
Beklagte gegebenenfalls durch eine Gegenklage als befangen ablehnen kann. Gelingt dem 
Kläger der Zeugenbeweis nicht, kann der Beklagte seine ablehnende Position mittels 
Gerichtseid bekräftigen. Verweigert der Beklagte diesen Eid, erhält der Kläger daraufhin die 
Möglichkeit, seinen Rechtsanspruch per Eid zu bestätigen (Kap. 14. Dirks). Laut Prozessrecht 
konnten nur aufgrund von Zeugenbeweis, Anerkenntnis oder Eid festgestellte Tatsachen als 
Grundlage eines Kadi-Urteils dienen, Schriftstücke besaßen keinen Beweischarakter. Laut 
islamischem Beweisrecht musste der Zeuge muslimisch, frei und ehrbar sein, Frauen (Kap. 8. 
Hähnchen/Matzen) fungierten in einigen Bereichen als Zeuginnen, wobei zwei Frauen wie ein 
Mann zählten (Rechtsbücher des fiqh). In der Praxis wurde der Zugang zum Zeugenstatus ab 
dem 8. Jahrhundert eingeschränkt (Tyan 1960, S. 239–242), welcher sich zu beim Kadi 
akkreditierten Berufszeugen entwickelte. Sie wurden für die Beurkundungen von 
Rechtsgeschäften und Tatsachenbestätigungen bezahlt und bezeugten diese im Streitfall 
mündlich vor Gericht. Nicht alle Streitfälle wurden vor dem Richter aufgrund formalisierter 
Zeugenaussagen und per Urteil entschieden. Entscheidend war die Bezeugung auch 
geringwertiger Ansprüche jedoch im Erbfall, soweit Beteiligte selbst nicht mehr aussagen 
konnten. Unsere Quellen zu Gerichtsverfahren, Rechtsgutachten und Gerichtsurkunden 
protokollieren i.d.R. nicht den Verhandlungsverlauf, sondern geben eine Endbeurteilung 
wieder. Dennoch lassen sich anhand detaillierter Rechtsanfragen aus den Aḥkām al-kubrā des 
Ibn Sahl (verstorben 1086) diverse gerichtliche Rollen und deren sich mit der Beweislage 
ändernde Zuweisung rekonstruieren (Müller 1999, S. 175–201).  

2. Kernprobleme der Forschung  

Hauptquellen zur Konfliktlösung in muslimischen Gemeinden sind systematische Rechtswerke 
und Responsa-Sammlungen (Fatwas) muslimischer Juristen. Während diese für al-Andalus 
reichlich vorhanden und ansatzweise erforscht sind (Lagardère 1995; Müller 1999; Fierro 2006; 
Calero 2000), erlaubt die spärliche Quellenlage bislang nicht, bei aus Sizilien stammenden 



Gelehrten eine vom nordafrikanischen Festland abweichende lokale Rechtstradition 
nachzuweisen (Muranyi 1997). Ein Kernproblem der Forschung zum islamischen Recht besteht 
im Verhältnis gerichtlicher Praxis zur juristischen Theorie (Müller 2016), welche etwa von 
Fadel (1997) für granadinische Rechtsgutachten des 14.–15. Jahrhunderts untersucht wurde. 
Einer dem Rechtsrealismus verpflichtete Erforschung der Kadi-Gerichtsbarkeit anhand 
detaillierter Fallanalysen setzt die Quellenlage mit einigen erhaltenen Notariatshandbüchern, 
Rechtskommentaren, Gutachten und wenigen Originalurkunden enge Grenzen. Während die 
meisten andalusischen Handbücher zur Marktaufsicht (ḥisba) sowie einige 
Notariatshandbücher in Übersetzung vorliegen, gilt dies für Rechtswerke nur ausnahmsweise 
(Qāḍī ʿIyāḍ 1998). Die Funktion des Kadi als Streitschlichter wirft mehrere Fragen auf: 1) die 
Regelgebundenheit richterlicher Entscheidungen, 2) beschränkte inquisitorische Befugnisse, 3) 
die Behandlung nicht „beweisbarer“ Ansprüche sowie 4) das Verhältnis zu anderen 
Richterämtern in al-Andalus.  

1) Entgegen des Weberschen Archetypus der Kadijustiz war der Kadi nicht nur dem Anspruch 
nach auch in al-Andalus stark regelgebunden. Hiervon zeugen neben den grundlegenden 
unveränderlichen Regelungen des Prozessrechts insbesondere die zahlreichen Schriften lokaler 
Juristen zu einzelnen Rechtsfragen (masā’il) und Rechtsgutachten (fatāwā). Die weitgehende 
Überschneidung identischer Lehrmeinungen in mehreren Rechtsfrage-Werken des 12. 
Jahrhunderts, etwa des Šaʿbī, Ibn Baštaġayr und Qāḍī ʿIyāḍ (Lirola Delgado 2004–17), verweist 
auf ihren normativen Charakter. Diese inhaltlich noch kaum ausgewerteten Werke zu 
Detailfragen der Rechtspraxis erfassten die gängigen Regelungen, ungeachtet dessen, ob sie 
selbst Teil der seit Jahrhunderten fixierten sakralen Rechtsdoktrin waren oder diese ergänzten. 
Insgesamt war der Kadi wohl stärker an Regeln des Juristenrechts gebunden, als dies das in der 
Forschung lange vorherrschende Paradigma eines inhärenten Theorie–Praxis Gegensatzes 
(Schacht 1964) vorsieht.  

2) Die Kadi-Gerichtsbarkeit zeichnete sich juristisch dadurch aus, dass der Kadi nur ihm 
„offenkundigen“ Aspekte des Falles, Aussagen und Beweismittel der Streitparteien, bewertete, 
ohne selbst eine Untersuchung des Falles zur Aufdeckung verborgener Aspekte zu veranlassen. 
Dies führte etwa zur Ablehnung von Folter als Wahrheitsfindungsmittel im Kadi-Prozess 
(Johansen 1996). Damit war der Kadi in einem formalen Urteil (ḥukm) an die ihm vorliegenden 
„Beweise“ gebunden.  

3) Angesichts des strikten Beweisrechts stellt sich die Frage, ob und wie der Kadi Klagen ohne 
Zeugenbeurkundungen handhabte, etwa wenn die Streitparteien diese nicht erhalten konnten 
oder aus Kostengründen vermieden. Eine bei unzureichender Beweislage durchaus auch vom 
Kadi praktizierte Möglichkeit bestand im Vergleich (ṣulḥ) zwischen den Streitparteien (Müller 
1999, S. 212–215). Jenseits beweisbarer Rechtsansprüche boten Notariatshandbücher Vorlagen 
für Vergleiche bei Erbschaften und Legaten, bei der Bezahlung des verzögerten Teils der 
Brautgabe und der Begleichung anderer Schulden, sowie bei Totschlag und Körperverletzung, 
aber auch zur vorsorglichen Bezeugung eines beabsichtigten Rücktritts von einer Übereinkunft 
(Serrano 2016, S. 92 f.). Die Möglichkeit eines gleichwohl koranisch legitimierten Vergleichs 
wurde von andalusischen Juristen des 11. Jahrhundert kontrovers diskutiert, und zwar sowohl 
im Hinblick auf hiervon auszuschließende Rechtsansprüche, gesetzeswidrige Abmachungen, 
beweisrechtliche Voraussetzungen, als auch bei Verfügungen zulasten abhängiger Dritter. Eine 
umfassend sakralrechtlich fundierte Theorie des Vergleichs aus dem 13. Jahrhundert schloss 
die Übereinkunft von verbotenen Rechtsgeschäften explizit aus, da diese entgegen früherer 



Auffassungen das Ergebnis anfechtbar mache (Serrano 2016, S. 82 f., 85, 87–90). Angaben zum 
Verhältnis zwischen per Urteil, Schlichtung oder sonstiger ohne Urteilsentscheidung 
beendeter Kadi-Gerichtsfälle lassen sich aufgrund mangelnder Quellen vor den osmanischen 
Gerichtsregistern ab dem 15. Jahrhundert nicht machen. Der Vorteil eines formalen Urteils 
bestand in seiner Dauerhaftigkeit, da es nur durch ein Gegenurteil aufgehoben werden konnte. 
Angesichts der juristischen Vorbehalte gegenüber der Beweiskraft von Schriftstücken konnten 
die Kadis in der Frühphase Schriftstücke aus dem Archiv ihres Vorgängers zunächst nicht 
selbst als Urteilsgrundlage verwenden. Mit dem ab dem 10. Jahrhundert entwickelten Zwei-
Phasen-Konzept entsprach die Zeugensignatur auf einem Schriftstück dem „Auf-Sich-Nehmen“ 
einer späteren „Ableistung“ der Bezeugung, welche beliebig häufig und auch vor 
nachfolgenden Richtern durchgeführt werden konnte. Damit wurden die Urteilsurkunden des 
Kadi-Archivs ein Instrument zur langfristigen Wahrung subjektiver Rechte (Müller 2018).  

4) Die erwähnte Beschränkung der Kadijustiz bei der Beweisermittlung wurde im umayyadisch 
geprägten al-Andalus durch mehrere Ämter aufgefangen, welche sowohl polizeiliche als auch 
richterliche Befugnisse besaßen. Der Marktaufseher (ṣāḥib al-sūq) ist für Cordoba ab dem 8. 
Jahrhundert nachgewiesen (Chalmeta 1973). Die ehemals umayyadische Palastwache (šurṭa) mit 
polizeilichen Befugnissen wurde ab der ersten Hälfte des 9. Jahrhunderts nach 
Bevölkerungsgruppen in hohe und niedere Polizei getrennt, zu einer Zeit als Cordoba einen 
eigenen Stadtpräfekten (ṣāḥib al-madīna) erhielt. Während des 10. Jahrhunderts existierte sogar 
eine Dreiteilung der Polizeigewalt. Im 11. Jahrhundert waren für den Kleinstaat Cordoba 
nunmehr der Stadtpräfekt, sowie der Marktvogt (ṣāḥib al-šurṭa wal-sūq) bedeutsam. (Müller 
1999, S. 107–128) Die „Beseitigung von Unrechtssituationen“ (maẓālim) galt zunächst als 
Vorrecht des umayyadischen Emirs, der jenseits der ordentlichen Gerichtsbarkeit die 
Beschwerden seiner Untertanen aufgriff und auch die Mächtigen bestrafte. Im Zuge der 
Ausdifferenzierung des kalifalen Hofes wurde ab dem Jahre 937 eine eigene 
Petitionsgerichtsbarkeit an Wesire, später auch an einen juristisch geschulten Petitionsrichter 
(ṣāḥib al-maẓālim) zur technischen Prüfung der Beschwerden übertragen. (Müller 1999, S. 130–
133, 2010, S. 99 f.) Alle genannten Ämter konnten laut Formularbuch des im Jahre 1008 
verstorbenen Ibn al-ʿAṭṭār (ediert 1983 und übersetzt 2000) als ḥākim (pl. ḥukkām) ein Urteil 
fällen, welches nach Zeugenbestätigung (išhād) rechtskräftig wurde (tanfīḏ al-ḥukm). Allerdings 
besaß nur der Kadi ein Archiv (dīwān al-qāḍī), in dem neben den Amtszeiten seiner Vorgänger 
seit dem 9. Jahrhundert auch die Kadi-Urteile registriert waren. Auch in Cordoba waren 
bestimmte Bereiche der Kadi-Gerichtsbarkeit vorbehalten (Müller 1999, S. 151, 162). Die 
verschiedenen, noch in umayyadischer Tradition stehenden außerordentlichen 
Gerichtsbarkeiten verschwinden unter den aus Nordafrika stammenden Herrscherdynastien 
der Almoraviden (1090–1142) und Almohaden (1160–1236). Neue Ämter ersetzten sie, etwa der 
dem Kadi nachgeordnete almoravidische ṣāḥib al-aḥkām (El Hour 2000–1). Während die 
Almoraviden eine strenge Anwendung der mālikitischen Rechtsdoktrin vertraten (Lagardère 
1986, El Hour 2006, Fierro 1997, S. 459–465), verstanden sich die Almohaden als messianistische 
Reformbewegung und entwickelten eigene Rechtsansätze (Fierro 2005, 2016). Für die 
Marktaufsicht wurde damals die allgemein-islamische Bezeichnung muḥtasib verwendet 
(Chalmeta 1973, S. 396 f., 472). Erst nach der almohadischen Niederlage und dem Verlust weiter 
Landesteile an christliche Herrscher findet sich im nunmehr naṣridischen Granada (1232–1492) 
die Bezeichnung des „Marktamtes“ (ḫuṭṭat al-sūq) (Calero Secall 2000, S. 413). Dort lebte das 
Kadiamt in der Verbindung mit der mālikitischen Rechtstradition bis zur Übergabe der Stadt an 
Kastilien weiter (Viguera 2000; Calero Secall 2000). Hiervon zeugen u. a. die zahlreichen 



arabischen Urkunden über Grundstücksverkäufe aus der Endzeit (Zomeño 2011). Neben der 
allgemeinen Gerichtsbarkeit des Kadi unterschieden die Juristen eine von den Streitparteien 
eingesetzte Schiedsgerichtsbarkeit (taḥkīm), welche als „spezielle Befugnis“ keine Ansprüche 
Dritter berühren dürfe, nicht strikt an Rechtsregeln gebunden war und bezüglich der 
Schlichtenden auch nicht den strengen formalen Anforderungen an einen Kadi entsprach. 
Juristischer Anknüpfungspunkt hierfür war die koranische Figur der „beiden Schlichter“ 
(ḥakamān) in Ehestreitigkeiten, welche aus den beiden Clans der Eheleute stammten (Fierro 
2006). Die gleichzeitige Ernennung mehrerer Kadis in der Stadt Onda nach Zusammenbruch der 
Zentralgewalt im 11. Jahrhundert, womöglich eine verbreitete Praxis, diskutierte der Jurist al-
Bāǧī in Zusammenhang mit der Schiedsgerichtsbarkeit und verurteilte sie als bedauerliche 
Neuerung für das Kadiamt. (Serrano 2016, S. 77–83). Da Rechtsgutachten zumeist abstrakte 
Auffassungen vertreten, sind Anweisungen zur Schlichtung (taḥkīm) und Vergleich (ṣulḥ) selten 
bestimmten Ämtern zuzuordnen. Wie Serrano (2016) zeigt, versuchen die späteren Juristen, 
diese Formen ins System der Rechtsnormen einzubeziehen, wohingegen die Forschung die 
Schiedsgerichtsbarkeit früher Perioden zumeist außerhalb der Kadi-Gerichtsbarkeit ansiedelt 
(Tillier 2016).  
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